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des Nationalrates XVIII. Oesetzgebungsperiode 
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ZI.21.891/140-5/92 
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Telell111145 oder 111780 

DVR: 0017001 

P.S.K.Kto.Nr.5070.004 

Auskunft 

Klappe Durchwahl 

~ __ ~.? n t w 0 r t u r:t..9. 

der Anfrage der Abgeordneten Dolinschek, 
Meisinger an den Bundesminister 

für Arbeit und Soziales, betreffend 
Sozialversicherungsausweis mit 

Lichtbild (Nr.3415/J) 

32{1-IAB 

1992 -08- 3 1 
zu 3q1,j'/J 

Vorweg möchte ich festhalten, daß ich im Zuge der Beantwortung 

der aus der beiliegenden Ablichtung ersichtlichen parla­

mentarischen Anfrage mit dem Hauptverband der österreichischen 

Sozialversicherungsträger Kontakt aufgenommen habe. 

In übereinstimmung mit der ~einung des Hauptverbandes halte ich 

zu den einzelnen Fragen der vorliegenden Anfrage folgendes 

fest: 

EEJX_<?_g~_.1._!_ 

Ich habe bereits in Beantwortung der Frage 6 der parlamen­

tarischen Anfrage der Abgeordneten Dolinschek, Haller 

(Nr.2845/J) vom 24.4.1992 ausgeführt, daß ich die Einführung 

von Sozialversicherungsausweisen mit Foto für Krankenversi­

cherungszwecke aus Kostengründen und wegen des dadurch ent­

stehenden administrativen Aufwandes ablehne. 

In Ergänzung zu diesen Ausführungen lege ich diesbezüglich die 

Kopie eines an das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

gerichteten Schreibens des Hauptverbandes der österreichischen 

Sozialversicherungsträger mit der auch heute noch geltenden und 

von mir uneingeschränkt geteilten Ansicht des Hauptverbandes zu 

dieser Thematik bei. 
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E_l:!. __ E'.~~~_. __ ~.1.. 
Derartige Maßnahmen erachte ich, ohne mich im Hinblick auf die 

bereits in Frage 1 geäußerte administrative Problematik wieder­

holen zu wollen, nicht für notwendig. Es ist vielmehr die 

Pflicht des behandelnden Arztes bzw. dessen Personals, in 

Anwendung des § 15 des Mustergesamtvertrages im Zweifelsfalle 

die Identität des Patienten mit den Krankenkassenscheckdaten zu 

überprüfen. In diesem Zusammenhang weise ich - unter Zugrunde­

legung meiner Ausführungen zu der in Frage 1 genannten par­

lamentarischen Anfrage der Abgeordneten Dolinschek, Haller -

erneut darauf hin, daß die von Dienstgebern für bestimmte 

Zeiträume an anspruchsberechtigte Personen ausgegebenen 

Krankenscheine sowohl als Anspruchsnachweis, als auch als 

Abrechnungsbeleg verwendet werden und dadurch insgesamt ein 

hohes Maß an Sicherheit gegen Malversation erreicht wird. 

überdies sind in den einzelnen Krankenordnungen der Kranken­

versicherungsträger Bestimmungen vorgesehen, wonach sich der 

Anspruchsberechtigte zu vergewissern hat, daß der Kranken­

kassenscheck ordnungsgemäß ausgefüllt ist. 

Der Vollständigkeit halber halte ich auch fest, daß derzeit 

seitens des Hauptverbandes der österreichischen Sozialversiche­

rungsträger mehrere Modellversuche, darunter auch Versuche, 

nach denen der Krankenkassenscheck überhaupt wegfallen und 

sodann die Überprüfung der Anspruchsberechtigung des Patienten 

auf andere Weise durchgeführt werden soll, durchgeführt werden. 

Z~den Fragen 3 u~d 4: 

Ich habe anläßlich der 50.Novelle zum ASVG eine Verkürzung der 

Meldefrist für die An- und Abmeldung zur gesetzlichen Sozial­

versicherung auf 24 Stunden zur Diskussion gestellt; dies hat 

jedoch massive Widerstände, insbesondere der Bundeskammer der 

, 
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gewerblichen Wirtschaft, hervorgerufen. Im Gegensatz dazu wird 

auch vielfach die Forderung an mich herangetragen, für eine 

Verlängerung der Meldefristen einzutreten. Diese Forderungen 

werden oft mit verwaltungstechnischen Problemen begründet, die 

angeblich die Einhaltung der derzeit bestehenden Fristen 

unmöglich machen. 

Die Ausfolgung der Sozialversicherungskarte zugleich mit der 

Anmeldung eines Arbeitnehmers andererseits halte ich aus 

organisatorischen Gründen weder für durchführbar noch für 

geeignet, allfällige Mißstände zu verhindern. Dazu möchte ich 

allgemein folgendes sagen: 

Die Feststellung von Rechtsmißbrauch im Bereich des Meldewesens 

in der Sozialversicherung ist in erster Linie als ein Problem 

der Praxis bzw. der faktischen überprüfungsmöglichkeiten 

seitens der zuständigen Organe der Sozialversicherungsträger 

anzusehen, wobei die besondere Problematik meist darin liegt, 

daß gezielte Kontrollen erst nach entsprechenden Hinweisen 

erfolgen können. 

Das Gesetz selbst bietet ausreichend Möglichkeiten für Maß­

nahmen, um allfällige Rechtsverletzungen im Sinne Ihrer Aus­

führungen hintanzuhalten. Diesbezüglich verweise ich insbe­

sondere auf die zahlreichen Auskunfts-, Einsichtsgewährungs­

und Vorlagepflichten der Versicherten und deren Dienstgeber 

sowie sonstiger meldepflichtiger Personen oder Stellen, weiters 

auf den Umstand, daß Verletzungen der Melde-, Auskunfts- und 

Anzeigepflichten Verwaltungsübertretungen darstellen, die Geld­

bzwo Arreststrafen nach sich ziehen. überdies möchte ich noch 

auf die Möglichkeit der Vorschreibung von Beitragszuschlägen 

gegenüber meldepflichtigen Stellen oder Personen im Falle der 

Mißachtung von Meldepflichten sowie auf jene gesetzliche Vor­

schrift, derzufolge die Betriebsprüfungsorgane der Sozialver-
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sicherungsträger bei Verdacht der Nichteinhaltung von Melde­

vorschriften bzw. auch ohne Vorliegen eines solchen, während 

der Betriebszeit in alle Geschäftsbücher und Belege sowie 

sonstige für das Versicherungsverhältnis bedeutsame Unterlagen 

Einsicht nehmen können, verweisen. 

Weitere Maßnahmen sind daher meines Erachtens nicht notwendig. 
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Bat:r Q ! 

.. .. ~ , . ... : 

EinCüh~ung oinos SozialveraichorungsnuGwoisGs 
Ersuchon um Stel1ungn4hraG 

Ih.l~ Sei'u"oibell. Vom 4" Au.gust' l.9ß~,,· 
21. 27.7~9/JJ-5/89 

.. '/ f. ~ ..... ' • .~ I· :. : • 

mit Bi.let j 

. :., 

010 EinfUhruns einos Sozialyer31ch~rungsftusweises mit .' . 
Lichtbild indot' BRD soll n~9h unsnrt:\lt Inf'p.l.4matiQncn V 01.- cl~C!r:J 

:.", . \. .. 
dM~U bei tLollgc'n,illc{!:t11e ßeschätti&~ng:n~<!rhiil tnispe tlu.i~udcckon 

Ull<,l don lmC'ochtmößigon B~,,;ug von G<"l d.lei!l't\U1gon laU:! der A.dJc1t.S­

lo5cnvc~~ichcruns und dar Kr~nkonvereichorung zu verhindern. 

Zur Erreichluig dioser Ziele dienon !olgond~Maßnahmcn: 
," .. ' .. 

- Ausgaoo des' Sozialversicherungsausweises durch die RQnten-

vorDieberungaträgor, .. . ...... . 

@ - VorlQ~C dc~ So~i~lversich~rung~Quswoiao~ bQ~ D~g~nn einos 

Ut1schtiftigunssverhäl tnS.ssGs. , ...... 

- Vorp'1i~htun~ d~r Arbo1tn~bm~r in 'bcsti~mioh ~i~iscbarts-
. ." ,...,. .' 

bereichon (z.n. Baul~worbQ, AusstallorgoworbQ e~c.), den 

SO~1~lvc~~lchorungBa~swe1~ boi dar Bo~chättl~~n~ '~1~~u­
rühren und ihn boi Kontrolien den zustiindigon .ßohgi-dQn 

Quf V~~lQngen vorzulesen, 

- orweitorto HeldepCliebten des Arbeitgeborn Cz.D. boi 
Nichtvorlago des Sozialvors1chQ~UnlSCu3woiseG durch don 
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HHUr-IVt:KtsHND::".v. fRAGER 
. __ .. :"":'_. 

'-'43'~22~r71i32'3777" 5.05 

Arboitnohmer boi Beginn dQS Bescbäft1gung8verhältni~sos)t 
. .... -. \ .' , 

- Hintorlogung des SoziQlvcrsicherungaauswci,ses auf Ver­

l~ngon dos zuständig~n Leistungsträgers, wenn eine 

P~rson von oinor K~ankenk~sDo Kr~nkengQld, von der 

D,:nc!e~Hl11S tn,l t für, !u"boi t Arbeitslosengeld 'l ,Arbei ts­

los~nhilfo, Untcrhnltsgcld oder Übergnngsgold" ~on 

"o1nom So~ialhil[Qtrögor Inu[ende Hilfe zum Loben3-

untorhnlt odor vom A~boit&ebcr Lohn- bzw. Gehcltsrort­

zahlungen wogen Arboitaunfihigkoit boz~eht, 
• • ••• ,,"." : f .' "':"\," ': ,';.·01:"<· '-.. .d.·· ~ i·:. 

- Kontrollrochto d~r BundeDanst~lt !ij~,Arboit hinsichtlich, 

d~i' Hi t, fiih,,·t.tng.'::lp:Cli eilt und dar J~f .. a.nkenk~j)61(11l,· b~'fI 0 der 

Rentonvo~sicbQrungstr~gGr hinsichtlich der Erfüllung 

rnoldGt"~chtlich'H' Pf'1iehten de:- Arbai. tgebet- 0 

, ' 

PiG Uborndhme'~~c~~~ 'U~i~5~~~d;~"~~~~~~t~ ;n d1e '~$~~~-
.' ' .... - , . 

reichische nQCfltsordnung wöra ~wclfQllos mit einer woecntlicbon 

~ E.t"höhung dC::J VCr.w3.ttungs4u.fnandes '1m öoreich der'SQz1.:lver­

sicherung vqrbundan (~. 8. AusstEllung des SoiialvQ~aichQrung.­

S.U::WOifSO..,). 

'Es ist out! un',a'c'rer Sicbt "s'ehr 'ZW;if~i't~:Il!\:"~h ':d~:~ '~~~­
LlLlllllteu HnBnahrn<:}n t~t!;l5chlich geeignet sind, illeg~le Boachäf­

l:.i.gunn;:)ve.chii 1 tui SSC \rCBGut lieh bosser 'als bi'shor': zu 'belcämpfen" 

SChH.:lt"Z.AI·boi t. 'wird nnmlich oft mit Willen d'es" '~rbe'i'tnehnt'ors: und 

das At"boi t gobors 'einge'g~ngGn. ",,'., 

AU3 diosom G&'und \fÜrO auch di'Q vorgoschen'e MitiUh'runes­

pflicht rUe 8oßchHftLgto in be8timm~en Wirt~cb~~tobaro~ch~n nur 

d~nn effektiv, wenn boi don ontGprochondon Kontrol1~n nicht nu~ 

dla Vorla~o ~Q~ So~i~~versicharun5s~ulßweisGs vQr1angt,. 50ndern 

auch in di~ U~to~lQgon ~o~ Arboi~ge~er (~Qß~ Buchbal~ung):Ein~' 

sicht genommen \(Urdo. 
,! "' ' 

:.: ".".,.":. ~::.' ". , . 
. . '. ,.. ~. ." '~:.~; .. 

, '<C" ~ .• "~U: .?,::.!,I":.:·.·":"~.!.;;-:.'11"· ::', 1'!!~~!' 
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Uberdic3 ist ~u erw~rten, d~~ es bei ~o~ i~~~ldu~g zur 

Sozi~lversichcrung ~u Ver~5gerungon k5me, wenn der Arbeitgeber 

diese erst nach Vorlage des So=ialversieherung~auowßl~os zu 

cr.oto.tten hiitteo So milßtc det' Dien'steeber mi't der Ann,cldl.lng 

zuwarten, wenn der So~ialvQr2icherun~sauswels bei Begln» dc~ 

Deschtirtigungsverh~ltnisses noch boi einem VoroicherunsstrHger 

(Arboi tSölmt) hin t ~rle5t :tst oeIet" vom Beschür"t1r.ton verl",'cn 

wurdo 0 

Der Hauptverband vSl"'tf'i tt I daher"'die' Ai:us'i'cht:; . daß' die 

ElllrUhrun~ ci.n03 So~ial.versich~ru.ngs:;:usweises mit einem Ver-

D waltuugsm~hraufwand v~rbunden wäre, dem kein entsprechonder 

Nutzcu gegenUborstUndqQ 
. ." . . 

Wenn der Soziftlvcrzicherun;s~uswois mit einem Lichtbild 
. . '. . .' :! .• , . •. .' 1:· ~ .. ", ,': ~.: . 

V~~SQhcu wicd\ wird er nebc~ dem Pcrsou~lau~wei~ ~~w. dom PAß 

ein Auswein) mit dem die IdontitHt nnchscwioson werden kann • 
. . . 

Je mehr verschiodene "Personalausweiso" ex1s~ioren, desto 
.' 

SrUßor w;rd der AUrM~nd, der allen Beteiligten aus Ausstellung, 

Au!bewohrung und ~nderung entsteht. Ein Nutzen, der diesen 

~~Cwand w~gAntlich Ub~r~teigen wUrde, ist uns !~e~~eit ni6ht 

orsichtllch. -. :. : ~ . 

Darüber h1nnus let :r.u bGrUoksioh-t:i:g~tl1 ,daß die Einführung 
•. '., .. "': : .. ' :,., '. .:":'! 

eInes So~i~lvcrsicherungsDuswoises mit Lichtbild auch aus daten-
~t • 

3ch\.tt~1"echtliehQr Sicht p<l .. oblemQ1:~oQh wä';-·Q: 

. ~ 
Oie auf dem SoziQlversicherunss~u~w~is aufscheinende 

.;,.." .. 
VCl:"sicherungsnummer wür.do zur Idontitiitsf'estst(ül.ung hC:l"Ange-

~oscn werden können: 

Dies wUrdo bedeuton, daß de facto in Östorreich oin 

a11somoino.o PeI":rlnnenltenn:e·eichen eingeführt wird, ohne daß dies 

in den entsprechonden Recbtsvorsehriften gesagt wäre. Es ist ~u 

cx-".::.rten, daß (B (lS die Grundla.ge für Erwägungon wäre, die Sozial­

vorsichorunssnummer, die fUr Zwocke der Datenverwaltuns in der 

Su~i~lvcrDichorung geschaffen wurde, fUr sozialvcrsicherungs-
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tremde Zwecko ~u verwanden. Dins k8nnte da~u fUhr~n9 daß euch 

rUr forsoncoqdiG keine Sozialvcr~1chorun~shummcr besitzon· (weil 
sio S:). 0 nichi~ brr.lucoen). lSolcho Nummern vergabon w~rd('\f\ mUnt Qn. 

D10 Oboctrngung ~olchar Aurg~bon 4n die Sozi~lvorsiche­

nJl'f., <H.,) uout G C·1H1U:H1 tz. t dun· die Soz,1aJ:\"orsj.chorungsnumm<ilr nur 

rri~ Zwacko dar So~ialve~~ichQrUn5 und dar Arboitsmarktvorw41tung 

~u vc~u~~dcn iat CS 31 Ab~.' Z.l~ ASVG, § ~60b ASVG)t wlöcr­

sp~icht, wird vom Hnuptverband ontschiedon nbgelohnt. 

In dioDem Zusnmmqnhang ist darauf bin~uwe1son, daß wir 

uns bereits 1m Bc~utachtun$svorrah~Qn ~um EinkommcnstcuQrgoset% 

1900 mi t Nt\chdÖ:'uck got;en VGt"ßuche ausgosprochon hnbon 1 d~.e 

So~inlvcr~i~hcrungnnummor als Ordnungs begriff der Finanzv~r­

waltung ~u vc~wanden. und dieoen Standpunkt im Schreiben vom 22. 

Nov~mbcr 1988, Zl. 15-48.01/88 Sd/En, an don Datonschut~rat 

(siehe Doilcßo) bokriftist habon. 

ErßUn:ond ict anzumcrkon, d~ß riieso ~'~umcntc auch gegon 

diö Erwoitorun; der boraito vorhandenen Versichorung~karto U~ 

Q.in. Lieh t b.t 1 cl r. pc'c c ho:tl • 

Der Uau.ptverband l.(!hllt cl.a.ller die Einführung eines S07.ial­

·1t!~:-:lichcU-UtlSSausw~.i.ses mit Lichtbild &bo 

Dor Goneraldirektor; 
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BE\LAGE 

Anfrage: 

1. Werden Sie die Umstellung der Sozialversicherungausweise auf Lichtbildausweise 

einleiten? Wenn nein, warum nicht? Wenn ja, wann wird diese Umstellung erfolgen 

können? 

2. Werden Sie außerdem Maßnahmen ergreifen, daß auch Krankenscheine nur unter 

gleichzeitigem VOIWcisen der Sozialversicherungskarte benützt werden können? 

3. Welche Maßnahmen eIWägen Sie, um die Meldefrist von drei Tagen zu verkürzen 

und mit der Anmeldung eines Arbeitnehmers als kontrollierbaren Nachweis sofort die 

Ausfolgung einer Sozialversicherungskarte sicherzustellen? 

4. Welche anderen Maßnahmen sind Ihrer Ansicht nach geeignet, den bestehenden Miß­

bräuchen fremder Sozialversicherungskarten und Krankenscheine sowie der Unkon­

trollierbarkeit der Einhaltung der Meldefristen entgegenzuwirken? 
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